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Ueber die Behandlung der Anſuchen um zititliche 
Befreiung aus Familienrückſichten ($ 17 des W. G.) 
und den Begriff der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende 
Heer, in die Kriegsmarine oder in die Landwehr. 
Von Dr. And. Volkar, k. k. Bezirkscommiſſär. 


Nach § 17, Abf. 1 der Inſtruction zur Ausführung des Wehr- 
geſetzes vom 5. December 1868 ſind unterſtützungsbedürſtige Angehörige 
oder deren Bevollmächtigte, welche die zeitliche Befreiung Stellungs— 
pflichtiger auſtreben, verpflichtet, die zur Begründung derartiger Be— 
günſtigung beſtehenden Verhältniſſe zur Zeit der gemeindeweiſen 
Verzeichnung der Rekruten, oder ſpäteſtens bei der regelmäßigen Stellung 
ſelbſt, in dieſem Falle jedoch bei Gefahr der Anwendung der Beſtim— 
mung des 2. Abſatzes dieſes Paragraphes (Militär-Entlaſſung aus dem 
Titel geſetzwidriger Einreihung und eventueller Erſatz der Unkoſten), 
nachzuweiſen; die Gemeindevorſteher haben gemäß weiteren 4. Abſatzes 
gelegentlich der Aufforderung der Stellungspflichtigen zur Aumeldung 
Alle, welche Auſprüche auf dieſe geſetzlich zuläſſige Begünſtigung machen, 
zur rechtzeitigen Einbringung der zur Begründung der Anſprüche er⸗ 
forderlichen Documente zu erinnern, welche Documente gleichzeitig mit 
den Rekrutenverzeichniſſen an die Bezirksbehörde vorzulegen ſind. 

„Der 8 37, welcher von der zeitlichen Befreiung von der Stellungs⸗ 
pflicht und der Competenz zur Entſcheidung handelt, beſtimmt unter 
Anderem, daß ſich die Giltigkeit der erlangten zeitlichen Befreiung auf 
jene regelmäßige Stellung beſchränkt, für welche fie ertheilt worden iſt, 
dieſe Begünſtigung daher bei einer ſpäteren Stellung, ſoferne der Be- 
treffende noch in einer ſtellungspflichtigen Altersclaſſe ſteht, über erneuerte 
Nachweiſung des Beſtandes der geſetzlichen Begründung wieder zuerkannt 
werden kann. 


Im 8 54 der Inſtruction finden wir über das Verfahren in 
Reclamationsſällen die Beſtimmung, daß vorerſt die Reclamation um 
zeitliche Befreiung eines Stellungspflichtig en der Beurtheilung und 
Enticherdung ſeitens der Stellungseommiſſion zu unterziehen und erſt 
nach Abweiſung des Reclamirenden zur ärztlichen Unterſuchung des 
Stellungspflichtigen zu ſchreiten iſt. 

Die in der dritten Altersclaſſe zeitlich Befreiten werden der Er— 
ſatzreſerve, beziehungsweiſe der Landwehr zur Evidenthaltung überwieſen, 
und es hat in Gemäßheit des 4. Abſatzes des § 167 der Inſtruction 
jeder in der Evidenz der Erſatzreſerve, reſp. der Landwehr ſtehende 
Wehrpflichtige jährlich über Aufforderung des Heeres-Ergänzungsbezirks— 
(Landwehr-Bataillons-) Commandos binnen der von dieſem feſtgeſetzten 
Friſt den Fortbeſtand jener Verhältniſſe nachzuweiſen, aus welchen für 
ihn der Anſpruch auf die zeitliche Befreiung hervorgegangen iſt. 

Der 5. Abſatz des § 167 ordnet ſchließlich an, daß im Falle des 


Nichtbeſtandes vorbezeichneter Verhältniſſe, oder wenn die Nachweiſe 


binnen der feſtgeſetzten Friſt ungeachtet der Urganz ohne genügende 
Entſchuldigung nicht beigebracht werden, der im Wege der zeitlichen 
Befreiung zur Evidenz überwieſene Wehrpflichtige in den entſprechenden 
Jahrgang des Erſatzreſerveſtandes (in die Landwehr) eintritt. 

Zur Präciſirung unſerer Aufgabe ſei nun hervorgehoben, daß 
durch das Angeführte beſtimmt iſt: 

1. Die Einbringung und meritoriſche Behandlung der Reclama— 
tion hat vor der Unterziehung zur Stellung (commiſſionellen Unter- 
ſuchung) des Betreffenden ſtattzufinden; 

2. daß demnach die Reclamationen für Stellungspflichtige, aber 
auch Nichtpflichtige eingebracht werden, nämlich jene Reclamirten, welche 
bereits das 22. Lebensjahr vollendet haben; 

3. dieſe zeitlich Befreiten treten nach Verluſt des Befreiungs⸗ 
titels ohne Weiteres in den Erſatzreſerveſtand ein. 

Gemäß dieſer Inſtructionsbeſtimmungen wird auch thatſächlich bei 
Behandlung der Reclamationen und der zeitlich Befreiten verfahren. 

Dieſer Vorgang ſcheint jedoch nach den diesbezüglichen Beltim- 
mungen des Wehrgeſetzes nicht begründet zu ſein; das Wehrgeſetz kennt 
keine zeitliche Befreiung von der Stellungspflicht, ſondern jene von 
der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer, in die Kriegsmarine 
oder in die Landwehr, §. 17 W. G. Die Praxis der Juſtruction, daß 
ein Wehrpflichtiger, ohne ſich geſtellt zu haben und für dienſttauglich 
befunden worden zu ſein, in die Reſerve gewidmet werde, iſt gegen 
§ 2 des W. G. 

Die Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. iſt nicht 
gleichbedeutend mit der Pflicht zur Stellung, wie es der § 3, Abf. 1 
der Inſtruction zum Wehrgeſetze annimmt, dem widerſtreitet der Wort⸗ 
gebrauch ſelbſt; den Widerſpruch rückſichtlich des Begriffes dieſer Pflicht 
finden wir auch ſchon in dieſem Paragraph der Inſtruction; es kann 
doch nicht behauptet werden, daß die Pflicht zum Eintritte in das 
ſtehende Heer, Kriegsmarine oder Landwehr mit 31. December des⸗ 
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jenigen Jahres endet, in welchem der Stellungspflichtige das 22. Lebens-] Erſatzreſerviſten werden affentirt, fie haben Dienſtpflicht, die zur Erſatz⸗ 


jahr vollendet, wie es im 3. Abſatze betreffs der Stellungspflicht heißt. 

Die Stellungspflicht begreift in ſich nur die Verpflichtung des 
Wehrpflichtigen zum Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion in den drei 
Altersclaſſen; 88 42 und 46 W. G. 

Das Wehrgeſetz ſtatuirt im § 17 nicht die Vorbedingungen des 
Anſpruches auf die zeitliche Befreiung von der Stel lungspflicht aus 
Familienrückſichten, wie es die Inſtruction zu deſſen Ausführung irr⸗ 
thümlich behandelt und in Conſequenz deſſen das angedeutete Ver⸗ 
fahren mit den Reclamationen und den Befreiten anordnet, ſondern von 
der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. Den Begriffs- 
inhalt der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer, in die Kriegs⸗ 
marine oder in die Landwehr gibt uns genau der 8 16 des W. G., 
wornach zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. erfordert wird: 

a) die Staatsbürgerſchaft in einer der beiden Reichshälften; 

b) die nöthige geiſtige und körperliche Eignung; 

c) ein Alter von wenigſtens 17 und von höchſtens 36 Jahren; 
bevor demnach das Vorhandenſein dieſer unbedingt nothwendigen Erfor— 


reſerve Vorgemerkten bleiben bis zum vollendeten 30. Lebensjahre für 
den Dienſt im ſtehenden Heere (Kriegsmarine) gewidmet, 88 4 und 32 
W. G.; in die Erſatzreſerve kann daher ohne Aſſentirung Niemand 
genommen werden, am allerwenigſten aber wegen bloßen Verluſtes des 
Befreiungstitels im Sinne der Praxis der Inſtruction, d. h. ohne 
ſich auch geſtellt zu haben und für dienſttanglich befunden worden zu ſein. 

Es ſcheint demnach außer allem Zweifel zu ſein, daß die zeit⸗ 
liche Befreiung aus Familienrückſichten ($ 17 W. G.) erſt für den Fall 
der Abſtellung des Betreffenden zum Militär platzgreifen kann, keines⸗ 
falls aber ſchon vor der Erfüllung der Stellungspflicht in der betreffen- 
den Altersclaſſe, ſowie auch im Falle der Kriegsdienſt-Untauglichkeit des 
Reclamirten nicht. 

Die angedeutete Uebung nach der Inſtruction zur Ausführung 
des Wehrgeſetzes läßt ſich aber, abgeſehen von den angeführten Be— 
ſtimmungen des Wehrgeſetzes, auch vom Standpunkte des Inſtitutes 
der Militärbefreiung nicht recht begründen; welchen Zweck hat denn 
die befolgte zeitliche Befreiung von der Stellungspflicht? dieſe iſt ja 


derniſſe, die Wehrfähigkeit nach $ 2 der Inſtruction conſtatirt iſt, kann keine derartige Bürde für den Staatsbürger, daß fie eine Erleichterung, 
doch von der Pflicht zum Eintritte iu das ftehende Heer u. ſ. w. keine | Befreiung erheiſchen könnte. Der Rekrut, noch weniger aber feine An— 
Rede ſein; es muß nothwendig angenommen werden, daß die Pflicht gehörigen werden durch Erfüllung dieſer Pflicht gar nicht belaſtet, in 


zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. die Dieunſttauglichkeits⸗ 
erklärung des Betreffenden ſeitens der Stellungscommiſſion vorausſetzt, 


daß alſo die Möglichkeit der Begünſtigung der zeitlichen Befreiung nach 


8 17 W. G. nur bereits Aſſentirten gegeben iſt, und nicht denen, 
die ſich noch gar nicht geſtellt haben. 

Die Veranlaſſung zu der, von der Inſtruction zur Ausführung 
des Wehrgeſetzes aufgeſaßten Definition der Pflicht zum Eintritte in 
das ſtehende Heer u. ſ. w. als gleichbedeutend mit der Stellungspflicht 
mag der $ 3 des W. G. gegeben haben, wornach die Pflicht zum 
Eintritte in das ſtehende Heer, in die Kriegsmarine oder in die Landwehr, 


dann iu die Erſatzreſerve mit 1. Jänner des Kalenderjahres, in welchem 


der Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, beginnt; dieſer Para— 
graph enthält jedoch keine Normirung der Erforderniſſe, bei deren Vor— 
handeuſein die Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. 
geſetzlich vorliegt; dieſe Erforderniſſe find nur im angeführten $ 16 
W. G. fixirt; 


iſt für den Begriff der Stellungspflicht ſelbſt zu beſchränkt. 
Aber auch zugegeben, 
das ſtehende Heer u. ſ. w. nach 8 3 W. G. ſei maßgebend für § 17 


W. G., ſo könnte man in dem Falle die zeitliche Befreiung doch nur 


auf die drei Altersclaſſen, reſp. die Dauer der Stellungspflicht aus— 
dehnen, für die weitere Zeit der Wehrpflicht bis zum vollendeten 
32. Lebensjahre könnte dieſelbe nicht deducirt werden. 


Für unſere Anſicht ſprechen noch andere Beftimmungen des Wehr⸗ 


geſetzes. 


§ 17 W. ©. beſagt: Wer auf Grundlage dieſer Beſtimmungen 


(über Familienverhältniſſe) zeitlich befreit war, den Befreiungstitel aber 
verliert, oder die Bedingungen desſelben zu erfüllen unterläßt, unterliegt 
der Verpflichtung zum Eintritte in das ſtehende Heer, in die Kriegs— 
marine oder in die Landwehr in ſeiner Altersclaſſe; dieſe Anordnung 
wäre ſicherlich nicht im Sinne des Wehrgeſetzes, wenn nicht die Affen- 


tirung ſolcher zeitlich Befreiten vorangegangen wäre, wenn alſo zeitliche 


Befreiungen bereits Stellungspflichtigen und Dienſtuntauglichen zu Theil 
wären; denn für ſolche Wehrpflichtige beſteht nach dem Wehrgeſetze 


noch keine Verpflichtung zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. 


Ganz entſcheidend lautet der letzte Abſatz des S 32 W. G.; es 
heißt dort nämlich: Jene Wehrpflichtigen, welchen in der dritten Alters- 
claſſe die zeitliche Befreiung von der Dienſtpflicht im Heere zuerkannt 
wurde ($ 17), treten mit dem Uebergange in die vierte Altersclaſſe in 
die Erſatzreſerve. Hier iſt ausdrücklich von der Dienſtpflicht der zeitlich 
Befreiten die Rede, welcher Umſtand die Annahme von Befreiungen 
einfacher Stellungspflichtiger im Sinne der Wehrgeſetz⸗Inſtruction voll⸗ 


ſtändig ausſchließt; die zeitliche Befreiung nach 8 17 W. G. geſchieht 
demnach von der Dienſtpflicht, d. h. der Pflicht zum Eintritte in das 


ſtehende Heer u. ſ. w., und nicht von der Stellungspflicht. 

Auch ein weiterer Beleg unſerer Anſicht liegt im § 32, letzter 
Abſatz; hiernach treten die zeitlich befreiten Wehrpflichtigen mit dem 
Uebergange in die vierte Altersclaſſe in die Erſatzreſerve; die Erſatz⸗ 
reſerve iſt aber ein Glied der bewaffneten Macht, S 2 W. G., die 


der $ 3 des W. G. beſtimmt im Allgemeinen lediglich 
den Beginn des wehrpflichtigen Alters; der Inhalt dieſes Paragraphen 


der Begriff der Pflicht zum Eintritte in 


der Erwerbung ihres Lebensunterhaltes behindert, mittelloſe werden 
auf Koſten der zuſtändigen Gemeinde der Stellung unterzogen. 

Die in der Inſtruction vorgeſchriebene Praxis hinſichtlich der 
zeitlichen Befreiungen verurſacht ſowohl den Parteien viele überflüſſige 
Sorgen und Auslagen, als auch den politiſchen und Militärbehörden 
unnütze Arbeiten. Die hilfsbedürftigen Angehörigen der Stellungs— 
pflichtigen müſſen, wenn fie der Begünſtigung des 8 17 des W. G. 
theilhaftig werden wollen, durch volle zwölf Jahre die Anſuchen um 
Befreiungen, belegt mit verſchiedenen ämtlichen und außerämtlichen 
Documenten, vorlegen, um die Befreiung des in ſeltenen Fällen dienſt— 
tauglichen Reclamirten zu erwirken. 

Die Behörden führen über derlei Befreite, deren Anzahl in 
allen Jahrgängen Hunderte beträgt, ebenfalls durch zwölf Jahre ihre 
Vormerke und müſſen die Reclamationen mit großem Zeitaufwande ein— 
ſammeln, behandeln und ſodaun an die Militärbehörden zur ebenfall- 
ſigen Behandlung leiten. 

Die zeitlichen Befreiungen nach den Beſtimmungen des Wehr— 
geſetzes ſind Befreiungen von der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere, 
Kriegsmarine, in der Erſatzreſerve oder Landwehr, demgemäß ſollten 
ſie bei Vorhandeuſein der geſetzlichen Bedingungen des $ 17 W. G. 
nur bereits Aſſentirten und nicht Stellungspflichtigen und Untauglichen 
zuerkannt werden; dem Wehrgeſetze iſt die zeitliche Befreiung von der 
Stellungspflicht ganz unbekannt, ſie hat keinen entſprechenden 
Zweck, dient den Parteien eher zur Belaſtung als Erleichterung und 
bürdet den Behörden umfangreiche, jedoch zweckloſe Arbeiten auf. 

Bei Behandlung der Anſuchen um zeitliche Befreiung von der 
Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer u. ſ. w. wäre es richtig, 
wenn die Reclamationen, wie es der Fall bei Anſuchen um Enthebung 
von der Präſenzdienſtpflicht iſt, erſt nach Conſtatirung der Wehrfähigkeit 
des Reclamirten der meritoriſchen Behandlung unterzogen würden, alſo 
dann, wenn alle geſetzlichen Erforderniſſe des 8 17 W. G. zutreffen, 
beziehungsweiſe beurtheilt werden können. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Capitalsforderungen, welche Klöſtern gehören und exequirt wer⸗ 

den, eignen ſich nicht zum Erlag ins Gerichtsdepoſit. 
| Die k. k. Finanzprocuratur erhob Namens und in Vertretung 
des Auguſtinerconvents zu K. die Klage wider den Hypothekseigen⸗ 
thümer X. auf Zahlung der ob der Realität des Geklagten bücherlich 
ſichergeſtellten, dem beſagten Convente als Hypothekargläubiger ſchuldigen 
Capitalsſumme pr. 1050 fl. ö. W. ſammt Nebengebühren — und 
erwirkte ein condemnatoriſches Urtheil. 

Hierauf erlegte K. die erſiegte Summe ſammt Nebengebühren ins 
Gerichtsdepoſit und ſtellte unter Einem das Begehren um Ausfolgung 
derſelben der zur Empſangnahme berechtigten Perſon oder Behörde 
gegen löſchungsſähige, ſohin dem Einſchreiter zu behändigende Quittung. 
Das k. k. Landesgericht zu K. willfahrte dieſem Geſuche und 


wurde diefe Stattgebung im Recurswege ſeitens des k. k. Oberlandes- 
gerichtes zu K. aufrecht erhalten. 

Ueber außerordentlichen Reviſionsrecurs hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof mittelſt Decretes vom 13. Juli 1880, 3. 7920, die gleich⸗ 
lautenden unterrichterlichen Verordnungen abgeändert und den ſachfälligen 
Geklagten X. mit obigem Einſchreiten abgewieſen, und zwar in der Er⸗ 
wägung, daß das Begehren des Petenten weder durch den Inhalt des 
in Rede ſtehenden Urtheils, noch durch den Nachweis der im 8 1425 
a. b. G. B. vorgeſehenen Erforderniſſe begründet erſcheint und in der 
ferneren Erwägung, daß die dem beſagten Auguſtinerconvente gehörige 
Geldſumme keinerdings in das Gerichtsdepoſit, ſondern nur nach ein— 
geholter Genehmigung der k. k. Statthalterei als der über die Sicherheit 
und Integrität des Kloſtervermögens wachenden Aufſichtsbehörde an das 
k. k. Steueramt erlegt werden könnte. = 


Die in Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs Angelegenheiten 
abgeſchloſſenen Vergleiche find gegebenenfalls mittelſt civilgericht⸗ 
licher Execution vollſtreckbar. 


Auf Grund eines in Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs⸗ 
Angelegenheiten abgeſchloſſenen Vergleiches und des ſohin vorgenommenen 
Uebergabsactes wurde die von den Grundlaſten befreite Parcelle unter 
der top. 3. 7019 zu M. im adminiſtrativen Wege der Gutsherrſchaft M. 
ins ausſchließliche Eigenthum übergeben und unter Einem den ehemals 
berechtigten bäuerlichen Grundbeſitzern das Verbot der Benützung der— 
ſelben bei ſonſtiger Execution intimirt. 


Nachdem jedoch der bäuerliche Grundbeſitzer Dmytro M. ungeachtet 
dieſes Verbotes nicht aufhörte, die befreite Parcelle zu benützen, ſo hat 
die Wiener Bodenereditbanf als Eigenthümer der Gutsherrſchaft M. um 


executive Abuahme dieſer von Dmytro M. uſurpirten Parcelle und 
Uebergabe derſelben an die Einſchreiterin, reſp. Exequentin, ſowie um 
Erlaſſung des Verbotes der weiteren Benützung an den Executen 
Dmytro M. bei Androhung einer ſonſtigen unnachſichtlichen Geldſtrafe 
pr. 50 fl. oder im Zahlungs-Unvermögenheitsfalle eines zehntägigen 
Arreſtes geboten. 


Das k k. Bezirksgericht zu D. willfahrte dieſem Einſchreiten 


vollinhaltlich mittelſt Beſcheides vom 14. December 1880, 3. 7148, 
dagegen hat das k. k. Oberlandesgericht zu L. über Recurs des Executen 
mittelſt Decretes vom 22. März 1881, Z. 5881, die Verordnung der 
erſten Inſtanz behoben und den einſchreitenden Eigenthümer der Guts— 
herrſchaft M. mit ſeinem Executionsgeſuche ab- und auf den ordentlichen 
Rechtsweg verwieſen, denn da die beſagte von den Grundlaſten befreite 
Parcelle auf Grund der Servituts-Erkenntniſſe bereits im Jahre 1871 
der Gutherrſchaft M. übergeben wurde, ſo kann eine neuerliche executive 
Uebergabe derſelben nicht bewilligt werden. Da jedoch der Gutseigen— 
thümer behauptet, daß der Geklagte dieſelbe gegenwärtig benützte, ſo 
war er verpflichtet, dieſen Rechtsanſpruch im Proceßwege zu begründen. 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mittelſt der Entſcheidung 
vom 19. Juli 1881, 3. 7899, den Beſcheid der erſten Inſtanz beſtätigt, 
denn § 38 des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 110, 
ſetzt ausdrücklich feſt, daß den in Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs⸗ 
Angelegenheiten abgeſchloſſenen Vergleichen die Rechtswirkung gericht 
licher Vergleiche zukomme, und daß dieſelben über Einſchreiten der 
Vertragstheile durch den Civilrichter vollſtreckt werden ſollen. Da nun 
auſ Grundlage des zwiſchen der Gutsherrſchaſt M. und der Gemeinde M., 
mithin auch dem Executen abgeſchloffenen Vergleiches die Parcelle unter 
der top. Z. 7019 von allen Grundlaſten befreit und der Gutsherrſchaft 
übergeben wurde, da ſerner die ſeitens der Adminiſtrativbehörde vollzogene 
Uebergabe angeſichts des widerrechtlichen Vorgehens des Dmytro M. dem 
Vollzuge des Vergleiches mittelſt executiver Uebergabe und Androhung 
der Geldſtrafe auf den Fall einer künftigen Störung nicht im Wege 
ſtehen kann, ſo hat der Erſtrichter dem in Rede ſtehenden Executions— 
geſuche ganz dem Geſetze gemäß Folge gegeben. 8 R 


Bauconcurrenz — oder Waſſergenoſſenſchaft? 


Franz 3. klagte bei dem k. k. Bezirksgerichte zu R. „die Con⸗ 
currenz behufs Regulirung und Eindämmung des Fluſſes U.“ zu 
Handen der Comitemitglieder derſelben, nämlich mehrerer Gutsbeſitzer 
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und Vertreter von Gemeinden, innerhalb deren Gebiete die Fluß— 
| regulirung durchgeführt wurde, auf Zahlung einer Summe von 15.300 fl. 
aus dem Titel der Entſchädigung für die Enteigung der Mühle Confe.- 
Nr. 155 zu B., deren Weiterbeſtand angeſichts der Regulirung des 
benannten Fluſſes unmöglich geworden war. 


Die Belangten erhoben innerhalb der geſetzlichen Friſt die Ein⸗ 
wendung der Gerichts-Incompetenz und zwar aus dem Grunde, weil 
eine Waſſergenoſſenſchaft im Sinne des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 
1869, R. G. Bl Nr. 93, und rückſichtlich des Landesgeſetzes für 
Galizien vom 14. März 1875, L. G. Bl. Nr. 38, noch nicht conſtituirt 
war, indem die Eigenthümer der im Inundations-Rayon der U. gelege- 
nen Gründe bislang noch keinen geſellſchaftlichen Verband geſchloſſen, 
keine Statuten, keine Vereinsleitung und keinen Vorſtand hatten, auch 
der Sitz der Genofſenſchaft noch nicht feſtgeſtellt war, hingegen die 
belangten Comitemitglieder, d. i. die Gutsbeſitzer und die Gemeinden 
nach § 14 b) und e) J. D. N. in den ſie perſönlich betreffenden 
Rechtsſachen dem betreffenden Gerichtshofe erſter Inſtanz unterliegen. 


Das k. k. Bezirksgericht zu R. hat mittelſt Beſcheides vom 
6. März 1880, 3. 5468, der Einwendung der Incompetenz des 
Gerichtes zur Entſcheidung der Hauptſache Folge gegeben, den Franz Z. 
mit ſeiner Klage an das zuſtändige Gericht gewieſen und zur Bezahlung 
der Koſten dieſes Nebenſtreites an die Belangten verurtheilt, mit der 
Motivirung, daß, ſobald die Geklagten nachgewieſen haben, es ſei eine 
Genoſſenſchaft, deren Sitz im Sprengel des Bezirksgerichtes ſich befände, 
noch nicht errichtet worden, Franz Z. dieſelben bei ihrem nach $ 14 
lit. b und e J. D. N. zuſtändigen Gerichte zu belangen habe. 


Hiegegen hat das k. k. Oberlandesgericht zu K. mittelſt Decretes 
vom 22 September 1880, 8. 7697, über Recurs des Franz 3. die 
Entſcheidung des Erſtrichters abgeändert und erkannt, es werde der 
Einwendung der Incompetenz nicht ſtattgegeben und die Belangten in 
den Erſatz der Koſten des Nebenſtreites und des Recurſes an den 
Recurrenten verfällt, denn im Sinne des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 93, und des galiziſchen Landesgeſetzes vom 
14. März 1875, L. G. Bl. Nr. 38, muß die belangte Bauconcurrenz 
als Waſſergenoſſenſchaft und das von derſelben gewählte Comite als Ver 
tretung derſelben angeſehen werden, und nachdem das Comite noch keinen 
genau beſtimmten Sitz hat, dagegen die Demolirung der Mühle und die 
Regnlirung der U. innerhalb des Sprengels des benannten k. k. Bezirks— 
gerichtes ſtattfanden, fo iſt im Sinne der citirten Geſetze, dann laut 
den 8$ 26 und 17 des kaiſerlichen Patentes vom 20. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 251, jenes k. k. Bezirksgericht zuſtändig, in deſſen 
Sprengel die Anlage ſich befindet, oder in Betrieb geſetzt werden ſoll, 
zumal im vorliegenden Falle dieſes Bezirksgericht bereits den Beweis 
| zum ewigen Gedächtniſſe durch den Augenschein und durch Sachverſtändige 
| durchgeführt hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mittelſt der Entſcheidung 
vom 3. Mai 1881, 3.4518, die erſtrichterliche Verordnung beſtätigt, 
und überdies den Franz Z. zur Zahlung der Koſten des Reviſions⸗ 
recurſes an die Geklagten verfällt und zwar mit der Begründung: Ge— 
klagt wurde die Gemeinſchaft der Concurrenzparteien, welche zur Ent— 
ſchädigung verpflichtet ſein ſoll, daher eine moraliſche Perſon, und da 
Letztere nach den eigenen Angaben des Klägers nicht aus einzelnen 
phyſiſchen Perſonen, ſondern aus Gutsgebieten und Gemeinden zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt, deren jedes und jede an und für ſich in ihren perſönlichen 
Rechtsſachen nach den Beſtimmungen des $ 14 b) und e) J. D. N. 
dem bezüglichen Gerichtshofe erſter Inſtanz unterliegt: ſo beſteht kein 
Zweifel darüber, daß auch die Gemeinſchaft derſelben demſelben Ge— 
richte in dieſem Perſonalſtreitfalle unterſteht, insbeſondere da auch 
§ 16 J. D. N. eine Ausnahme von der allgemeinen Regel betreffend 
den zuſtändigen perſönlichen Gerichtsſtand nicht feſtſetzt, ſondern blos 
dasjenige Gericht unter mehreren gleichartigen bezeichnet, welches in dem 
gegebenen Falle zur Entſcheidung berufen iſt. Aus dieſen Gründen 
mußte die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes, gegen weſche reeurrirt 
wurde, als dem Geſetze zuwiderlaufend behoben und die geſetzlich begründete 
Eutſcheidung des Erſtrichters beſtätigt werden. j 


| 
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Grafen Beuſt und Eugen Blühdorn zu wirklichen Legationsſecretären, endlich 
den Conſulareleven Emerich v. Räth zum Dragomanats-Attache ernannt. 
1881. I. Quartal Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe zweiter Kategorie Dr. Ladis⸗ 
N laus Hengelmüller v. Hengervär den Titel und Charakter eines Legations⸗ 
Landesgefet: und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft | rathes erſter Kategorie taxfrei verliehen und den Legationsſecretär Emil Freiherrn 
Mähren. v. Gödel⸗Lann oy zum Honorar⸗Legationsrathe ernannt. 
| Seine Majeftät haben dem Steuer⸗Oberinſpector in Wien Aurelius Sterz 


Geſetze und Verordnungen. 


I. Stück Ausgeg. am 15. Jänner. taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 
1. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. December en ee dem ee ih a Dr. Erhard Ogni⸗ 
0, betreffend die Verleihung des : i (S S rnrand eni das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

e | ggg SC ZEN Saten Dem Drupftueeinnehmer engel Zeman 
. 5 5 5 \ Teplitz anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkrenz mit der Krone 

betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt zu verliehen. 
Weißkirchen. | Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 4. Jänner 1881, Polizeiconcipiſten Dr. Anton Hochegger in . zum Polizeicommiſſär ernannt. 
betreffend die Vergütung für die der Mannſchaft vom Officiers-Stellvertreter ab- Der Finanzminiſter hat die Steuer-⸗Oberinſpectoren Maximilian Filſer 


1 0 5 und Wilhelm Bradel zu Finanzräthen für den directen Steuerdienſt in Wien 
wärts auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt im Jahre 1881. ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Controlor der Telegraphen-Hauptſtation in 


II. Stück. Ausgeg. am 20. Jänner. Krakau Victor Win dakiewiez zum Obercontrolor dieſer Station ernannt. 
4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. December 1880, | a Be 7 SEE re ̃ —— — 


betreffend die Kranken-Verpflegsgebühren im St. Johannesſpitale in Salzburg. Erle d i g ungen. 

5. Kundmachung des k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 29. De⸗ Vier Ingenieuraſſiſtenteuſtellen mit je 75 fl. Monatsgebühr beim nieder⸗ 
cember 1880, womit die Lifte der im Sprengel des kaiſ. kön. mähr.-ſchleſ. Ober- öſterreichiſchen Landesausſchuſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 260.) 
landesgerichtes in Gemäßheit des 8 24 des Geſetzes von 18. Februar 1878, == — — ee 
R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 1881 aufgeſtellten Sachverſtändigen für die Im unterzeichneten Verlage ist nun complet erschienen und 


Enteignung zum Zwecke des Betriebes und der Herſtellung von Eiſenbahnen ver- durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


öffentlicht wird. 1 andige 8 
öffentlicht wir eee Vollständige Sammlung 
5 0 S 8 85 1 . 5 Inn 3 1 N 7 n 9 
6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. Jänner 1881, aller auf directe Steuern Bezug habenden Ge- 


womit der Reiſe- und Geſchäftsplan der Stellungscommiſſionen in Mähren für | setze, Verordnungen und Judicate. 
die Heeresergänzung des Jahres 1881 kundgemacht wird. Herausgegeben von Dr. Victor Röll. 
IV. Stück. Ausgeg. am 16. Februar. Umfang 1260 Seiten 8. Preis geheftet 6 fl. 40 kr. Gut geb. 7 fl. 


7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 14. Jänner 1881, \ Es ist allgemein bekannt, mit welchen Schwierigkeiten bisher die In- 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen ber der öffentlichen Krankenanſtalt formation über den Wortlaut der zahllosen, auf das directe Steuerwesen Bezug 
zu Znaim. habenden Vorschriften (kais. Patente, Verordnungen nnd Entschliessungen, 

8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 31. Jänner 1881, Reichs- und Landesgesetze, Hofkanzleidecrete, Fiuauzministerialerlässe ete. etc.) 


8 5 0 5 95 8 verbunden war. Bei der notorischen Unzulänglichkeit der privaten Compilationen 
betreffend die Aus ſtellung von Beſchälſtationen in Mähren während der Beſchäl- von Steuer. orschriften war man zumeist auf eine Durchsicht der — Hunderte 
periode des Jahres 1881. 


von Bänden umfassenden officiellen Gesetz- Sammlungen, Gesetz- und Ver- 
V. Stück. Ausgeg. am 10. März. 


ordnungsblätter angewiesen, in Folge dessen es dem Einzelnen ganz unmöglich 
9 5 war, den Wortlaut einer Steuer-Verordnung kennen zu lernen. Unter solchen 

9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 19. Februar 1881, verhältnissen hat sich Dr. Rö II, aus früheren literarischen Arbeiten vortheil- 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil-Geometers. haft bekannt, durch Herausgabe dieses Werkes ein nicht hoch genug anzuschlagen- 
10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 13. Februar 1881 des Verdienst erworben, und es ist geradezu staunenswerth, mit welcher Voll- 


3 SE 5 N en e . ständigkeit und Gründlichkeit im Roll's hen Werke das Material zusammen- 
betreſſend die Aukoriſirung des neuernannten techniſchen Juſpertors der Dampf⸗ gestellt ist; nicht genug an dem, dass Röll alle irgendwo ımblieirten Gesetze 


keſſel⸗Unterſuchungs- und Verſicherungs-Geſellſchaft Auton Groß in Mähr.-Oſtrau und Verordnungen (unter Angabe der Quellen) ihrem vollen Wortlaute nach auf- 
zur Erprobung und periodiſchen Unterſuchung der Tampffeffel der Geſellſchafts- genommen. hat, er hat auch eine lange Reihe höchst wichtiger, bisber nirgends 
Mitglieder in Mähren. publicirter Verordnungen mitgetheilt und sei es gestattet, hier nur auf 

die vom Finanzministerium 1878 an die Aemter hinausgegebene Zusammen- 
Gefeg: und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum | stellung der Steuerexeceutions-Vorschriften, sowie auf mehrere höchst wichtige 


N 2 ä s Finanzministeriums mit Bezugnahme auf die Grundsteuer-Reclama- 
Ober- und Nieder-Schleſien. Erlässe des Fine au ee 

15 . N toner hinzuweisen. Das Werk enthält auch sämmtliche auf Steuersachen 
J. Stück. Ausgeg. am 28. Jänner. Bezug habenden Entscheidungen des obersten Gerichtshofes und des 


J. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 12. De- | Verwaltungsgerichtshofes unter wörtlicher Anführung der Motive. Die 


1 ae ie 15 j i Werkes ist eine eben aktische als übersichtliche. D 

1880, Z. 10.787 1 Nabe Bri mauth⸗ | Eintheilung des ® so praktische als übersichtliche. Der 
as en 1 e er eie 5 b e eee erste Theil enthält in 4 Abschnitten alle auf Grund-, Gebäude-, Erwerb- und 
gebühren auf den Bezirksſtraßen im politiſchen Bezirke Freiwaldau Einkommensteuer bezüglichen Vorschriften. Der zweite Theil behandelt in 6 


II. Stück. Ausgeg. am 12. Februar. Abschnitten die Zuschläge zu den directen Steuern (Staats-, Gemeinde-, Schul-, 
2. Kundmachung des k. k. Londespröſidenten für Schleſien vom 24. De- Kirchen-, Bezirks-, Handelskammer-, Landes- und Grundentlastungszuschläge), 


. on Einhebung, Verrechnung und Abfuhr der Steuern und Zuschläge durch Steuer- 
ceniber 1880, 3. 11.206, betreffend ben Fortbezug der Wegmauth auf der von zmter und Gemeinden, die Steuer-Zufristung und Verzugszinsen, die Steuer- 


Karlsthal nach Hillersdorf führenden Bezirksſtraße. execution, Steuerherabsetzung, Nachlass und Verjährung, den Wirkungskreis 

3. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schlefien vom 29. De- verschiedener Behörden in Steversachen, nebst allen Dienstinstructionen, end- 

tember 1880, 8. 11.336, in Betreff der Umlegung des für den Aufwand der lich die Rechtsmittel der Parteien gegen behördliche Verfügungen in Steuer- 
380, 8. 11.336, { j 


= 5 : angelegenheiten. Ein der Haupteintheilung des Werkes entsprechend angepasster 
ſchleſ. Handels- und Gewerbekammer im Jahre 1881 unbedeckten Erforderniſſes. Anfang enthält die wahrend der Drucklegung publicirten Erkenntnisse und 


(Fortſetzung folgt.) Verordnungen. Eine genaue Inhaltsübersicht, ein Register der in der Samm- 
er sr — lung aufgenommenen und eitirten Gesetze, Verordnungen, Judicate (über 3000 
. 15 , sowie ein mit gr. E ündlichkeit i i 
M erfonalien. an der Zahl), s it grosser Gründlichkeit gearbeitetes alphabetisches 


Sachregister vervollständigen die Brauchbarkeit der Sammlung, deren Preis 
Seine Majeſtät haben den geheimen Rath und FM. Stephan Freiherrn mit Rücksicht auf das gewaltige Material und einem Umfange von 79 Druck- 
v. Jovanovic zum Statthalter in Dalmatien ernannt. bogen gr. 8. als äusserst mässig bezeichnet werden kann. Wer öfter in die 
Seine Majeſtät haben den Legationsrath zweiter Kategorie und erſten Lage kommt, sich mit Steuerfragen zu befassen, kann die Anschaffung wohl 
Dolmetſch Arthur v. Webenau, ſowie die Legationsräthe zweiter Kategorie nicht verabsäumen. 
Dr. Ernſt Schmit Ritter v. Tavera und Sigmund v. Roſty zu Legations⸗ 


Ae er Kae eie Verlag der Manz'schen k. k. Hofverlags- und Universitäts- 
Seine Majeſtät haben die Honorar-Legationsräthe und wirklichen Lega⸗ Buchhandlung in Wien. 

tionsſeeretäre Agenor Grafen Goluchowski, Emanuel Freiherrn v. Salzberg 

und Wilhelm Grafen zu Lippe-Weißenfeld zu wirklichen Legationsräthen NEE Hiezu als Beilage: Bogen 22 der Erkennt⸗ 


zweiter Kategorie, die Honorar⸗Legalionsſecretäre und beſoldeten Attaches Otto . N } 
Grafen Brandis, Albert Eperjeſy v. Szäszvaros und Toti, Adolph niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 2 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


